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beachtlicher Ehrgeiz der Umweltministerin in den Mühlen 
der Ressortabstimmung so geschliffen wurde, bis am Ende 
nur noch ein Plan übrig blieb, der nicht mehr ehrgeizig, 
sondern nur noch geizig ist – geizig an politischem Mut und 
echter Innovationskraft«. Es wüssten zwar alle, dass be-
stimmte Transformationsaufgaben nur mit einem klaren 
Richtungswechsel zu schaffen seien. Köhler: »Und dennoch 
druckst man herum anstatt sich ehrlich zu machen, dennoch 
wird aufgeschoben anstatt angepackt.«

Köhler forderte die Festaktsteilnehmer auf, »sich jetzt nicht 
kirre machen zu lassen. Lassen Sie sich die Relevanz Ihrer 
Aufgabe nicht kleinreden, sagen Sie mit Mut und auch mit 
Stolz, dass Sie nicht trotz, sondern gerade wegen all der Kri-
sen an der Transformation arbeiten. Denn die große Trans-
formation sei nicht die Ursache, sondern die Antwort auf das 
Unbehagen vieler Menschen«, so Köhler.

»Die größte Herausforderung der Menschheit im 21. Jahr-
hundert ist es, allen Menschen ein Leben in Würde zu 
ermöglichen, ohne dabei unseren Planeten zu zerstören. 
Das kann und wird nicht mit dem jetzigen Wohlstands- und 
Wachstumsmodell der Industrieländer gelingen. Wenn alle 
Menschen so produzieren und konsumieren würden wie die 
Europäer und Amerikaner, dann bräuchten wir drei oder vier 
Planeten in Reserve. Die haben wir aber nicht.« – Bundes-
präsident a. D. Prof. Dr. Horst Köhler zog in seiner Festrede 
dieses Fazit. Köhlers Festansprache war der Schluss- und 
Höhepunkt eines Kongresses, zu dem die Deutsche Bundes
stiftung Umwelt (DBU) anlässlich ihres 25-jährigen Be-
stehens am 8. Dezember 2016 ins Radialsystem V Berlin 
eingeladen hatte.

DBU »ökologische Weitsicht« attestiert
Köhler, der der DBU eine »ökologische Weitsicht« attestierte, 
»die wir heute mehr denn je nötig haben«, betonte, wenn er 
heute über die nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten  
Nationen, die sogenannte Agenda 2030, und den Pariser 
Klimavertrag sprechen solle, sei das ein großes Thema, 
weil diese Rahmenvereinbarungen eine neue große Trans-
formation von Wirtschaft und Gesellschaft weltweit zum 
Ziel hätten. Doch die Schwierigkeiten, auf die man bei der 
Umsetzung einer ökologisch nachhaltigen Politik stoße, seien 
nur Spiegelungen von sehr viel tiefer liegenden Dilemmata 
und Spannungen, mit denen Gesellschaften, Ökonomien und 
politische Systeme konfrontiert seien in diesem extrem kom-
plexen 21. Jahrhundert. Köhler: »Und wir leben ja in einer 
seltsamen Zeit. Ausgerechnet jetzt, wo deutlich wird, dass 
unsere Probleme erstens komplex und zweitens global sind, 
scheinen jene Kräfte Oberhand zu gewinnen, deren Antwor-
ten erstens simpel und zweitens national sind.«

Klimaschutzplan »nicht mehr ehrgeizig,  
sondern nur noch geizig«
Das deutsche Flaggschiff Energiewende werde im Ausland 
oft mit Bewunderung verfolgt. Deutschland habe zu den 
Pilotländern gehört, die erstmals über ihren Umsetzungs-
stand zur Agenda 2030 berichtet hätten. Und bei der Klima-
konferenz in Marrakesch sei Deutschland eines von nur vier 
Ländern gewesen, die überhaupt einen halbwegs konkreten 
Zeitplan hinterlegt hätten, wie die Klimaziele bis zum Jahr 
2050 erreicht werden sollen. Andererseits dokumentiere 
aber der deutsche Klimaschutzplan selbst, »wie da ein  
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Aus Anlass ihres 25-jährigen Beste-
hens veranstaltete die DBU Anfang 
Dezember einen Kongress, in dem es 
um die Kernfragen ging, wie Innova-
tionsprozesse gefördert und etabliert 
werden und einen Beitrag dazu leisten 
können, den Wandel hin zu einer nach-
haltigen Gesellschaft voranzutreiben. 
Die zahlreichen Festtagsgäste im Ber-
liner Radialsystem V wurden von der 
Vorsitzenden des DBU-Kuratoriums  
und Parlamentarischen Staatssekre
tärin im Bundesumweltministerium,  
Rita Schwarzelühr-Sutter (MdB), und  
DBU-Generalsekretär Dr. Heinrich  
Bottermann begrüßt. 

Schwarzelühr-Sutter betonte in ihrer 
Funktion als Vertreterin der Bundes
regierung und damit des Stifters, allein 
die absoluten Förderzahlen der DBU 
verdeutlichten die enorme Breiten-
wirkung der Stiftungsarbeit. Dabei sei 
erfolgreiche Innovationsförderung alles 
andere als trivial – Geld alleine nutze 
wenig. Um tatsächliche Hebelwirkun-
gen zu erzielen, brauche man viel Sach-
verstand, Gespür für das Mögliche und 
eine gute Portion Risikobereitschaft. 
Die DBU habe die von ihr geförderten 
Projekte immer mit höchster Profes-
sionalität ausgewählt, entwickelt und 
kommuniziert – hier sei über die Jahre 
eine einzigartige Kultur nachhaltiger 
Projektförderung zur Entlastung der 
Umwelt gewachsen.

Beispiel für unbürokratische  
und schnelle Reaktion:  
Projekte zur Integration Geflüchteter
Die Stiftung habe sich dabei immer wie-
der neuen Themen und Herausforde-
rungen gestellt. Wer Innovationen för-
dern wolle, könne dies kaum in immer 
gleichbleibenden Mustern und Struk-
turen leisten. Die Offenheit des Blicks, 
die Bereitschaft zur selbstkritischen 
Überprüfung und zur Veränderung der 
eigenen Position seien unabdingbare 
Bestandteile einer Innovationsstiftung. 
In einem permanenten Veränderungs-
prozess habe sich die DBU zunehmend 
dem vorsorgenden Umweltschutz 
zugewendet. Ihre zu Jahresbeginn in 
Kraft getretenen neuen Förderleitlinien 
orientierten sich nun in einer klugen 
Balance einerseits an dem übergeord-
neten Konzept der planetaren Grenzen 
und öffneten sich andererseits bewusst 
auch gesellschaftlichen und stärker 
risikobehafteten experimentierfreudi-
gen Zugängen. Ein Beispiel dafür sei die 
unbürokratische und schnelle Reaktion 
der DBU auf die Herausforderungen 
des Zuzugs geflüchteter Menschen: 
Die Stiftung habe ab September 2015 
insgesamt 2,5 Mio. Euro für Umwelt-
projekte zur Integration geflüchteter 
Menschen zur Verfügung gestellt und in 
dieser Zeit rund 60 Einzelprojekte zur 
Entscheidung gebracht.

Bottermann: Wie leben, ohne das 
Erdsystem an die Grenzen seiner 
Tragfähigkeit zu bringen?
DBU-Generalsekretär Dr. Heinrich 
Bottermann betonte in seiner Anspra-
che, 25 Jahre nach Gründung der DBU 
beobachte man besorgt, wie sich das 
Rad der Geschichte teilweise in Rich-
tung Kleinstaaterei zurückdrehe. Dabei 
zeigten die jüngsten internationalen 
Umweltschutzabkommen, dass ein 
Schulterschluss über Ländergrenzen 
und Kontinente hinweg möglich sei. Die 
Frage sei, wie der Wandel in Richtung 
auf eine nachhaltige Gesellschaft 
gelingen könne, wie Menschen leben 
und wirtschaften könnten, ohne das 
Erdsystem an die Grenzen seiner Trag
fähigkeit zu bringen.

»Drehen das Rad in falsche Richtung«
Denn der Mensch treibe den Planeten 
an seine Belastungsgrenzen. Er sei 
zwar »offenbar in der Lage, das große 
Rad zu drehen. Nur wir drehen es in die 
falsche Richtung.« Was wir brauchten, 
um heutigen und folgenden Generati-
onen weltweit eine lebenswerte Welt 
zu erhalten, seien grundlegende neue 
Ansätze – nicht nur in der Technik, 
sondern auch in Forschung, Wirtschaft 
und Gesellschaft, sagte der DBU-Chef. 
In einer immer komplexer werdenden  
Welt bedürfe es einer Vielfalt von 
Innovationen, die über technische Lö-
sungen hinausgehen: neuer Geschäfts
modelle, die auch Einzelunternehmern 
und Mittelständlern eine Chance in 
einer globalisierten Welt geben, neuer 
Gesellschaftsmodelle, die auch dieje-
nigen mitnehmen, die von der rasan-
ten Entwicklung abgehängt werden. 
Bottermann: »Wir sind womöglich die 
letzte Generation, die den Umschwung 
noch schaffen kann und gleichzeitig die 
erste, die unter den massiven Auswir-
kungen der globalen Veränderungen zu 
leiden hat.« Letztlich gehe es um die 
Frage, wie 2050 rund 10 Mrd. Menschen 
gut und im Einklang mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen leben können.

25 Jahre DBU: Einzigartige Kultur nachhaltiger Projektförderung 
zur Entlastung der Umwelt

Machten sich beim Festakt zum 25-jährigen Bestehen der DBU gemeinsam stark für den 
Schutz der Umwelt: DBU-Kuratoriumsvorsitzende und Parlamentarische Staatssekretä-
rin im Bundesumweltministerium Rita Schwarzelühr-Sutter, Bundespräsident a. D.  
Prof. Dr. Horst Köhler (r.) und DBU-Generalsekretär Dr. Heinrich Bottermann.
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Prof. Dr. Hans Joachim Schellnhuber, 
Direktor des Potsdam-Instituts für 
Klimafolgenforschung und Träger des 
Deutschen Umweltpreises der DBU, 
forderte in seinem Vortrag zum Klima-
schutz anlässlich der 25-Jahr-Feier der 
DBU, alte Muster des Denkens aufzu-
brechen. In den letzten 120, 130 Jahren 
sei in Sachen Klimawandel ein klarer 
Trend nach oben zu registrieren. Davon, 
dass er eine Pause eingelegt habe, kön-
ne gar keine Rede sein. 2016 werde das 
wärmste Jahr seit Beginn der Wetter-
aufzeichnungen sein, das Eis in Arktis 
und Antarktis habe einen historischen 
Tiefstand erreicht. Schellnhuber: »Es 
passiert etwas höchst Dramatisches. 
Wir sind schon in eine Gruppe von Stop-
Schildern hineingefahren und erleben 
einen Eingriff in die Schöpfung aller
erster Dramatik.« 

Schellnhuber forderte einen Ausstieg 
aus der Kohle, die komplette Dekarbo-
nisierung, weniger Individualverkehr 
und neue Methoden beim zukünftigen 
Städte- und Straßenbau. Wir bräuchten 
Innovationen, müssten geeignete Infra
strukturen schaffen – und dabei alle 
Bevölkerungsschichten und Generati-
onen mitnehmen. Schellnhuber: »Wir 
müssen mitfühlen mit zukünftigen 
Generationen und unsere Solidarität 
ausdehnen auf Menschen, die noch gar 
nicht geboren sind.« Ein gestaltender 
Staat müsse das Heft des Handelns 
wieder in die Hand nehmen. Schelln
hubers Schlussappell: »Die Intellektu-
ellen in Deutschland müssen endlich 
Position beziehen.«

Walz: Innovationen –  
sozialwissenschaftlich betrachtet
Prof. Dr. Rainer Walz, Leiter des Com-
petence Centers Nachhaltigkeit und 
Infrastruktursysteme am Fraunhofer-
Institut für System- und Innovations-
forschung (Karlsruhe), ging in seinem 
Festvortrag aus sozialwissenschaftli-
cher Sicht auf das Thema Innovationen 
ein. Er forderte experimentierfreudige 
Unternehmen und Organisationen, 
einen gestaltenden Staat und hohes 
Umweltbewusstsein verbunden mit der 
Bereitschaft zur Verhaltensänderung.

Bisher sei es aber nur in Teilbereichen 
zu einem wesentlichen Anstieg der Dy-
namik von Umweltinnovationen gekom-
men. Walz wörtlich: »Innovationen sind 
aber nicht einfach durch höhere Ausga-
ben bei Forschung und Entwicklung zu 
steigern: Da Wissen verteilt bei Wissen-
schaftlern, Herstellern und Anwendern 
vorliegt, ist Innovation ein sozialer 
Prozess, bei dem bereits bestehende 
Wissensbestandteile neu untereinander 
sowie mit neuem, zusätzlichem Wissen 
kombiniert werden.«

Aus diesem systemischen Innovations-
verständnis erweiterten sich sowohl 
die Anzahl der am Innovationsprozess 
beteiligten Akteure als auch die zu be-
trachtenden Einflussgrößen. Dies gelte 
in noch stärkerem Ausmaß für institu-
tionelle und soziale Innovationen, die 
darauf abzielen, neue Rollen, Beziehun-
gen, Normen und Werte zu entdecken, 
aus denen veränderte Lebensstile und 
neue Produktions- und Konsummuster 
resultieren können. Transformationen 
ganzer Systeme bestünden aus einem 

Zusammenspiel von technologischen, 
institutionellen und sozialen Innova-
tionen, die sich zunächst in Nischen 
entwickelten. Es brauche in der Gesell-
schaft verankerte Zielformulierungen 
und Aushandlungsprozesse über die 
Geschwindigkeit, mit der etablierte 
Systeme ersetzt werden können. All 
dies steigere den Komplexitätsgrad von 
Transformationen gegenüber Einzel
innovationen erheblich. 

Walz weiter wörtlich: »Die gesteigerte 
Komplexität der Steuerung von Innova-
tionen bedarf damit sowohl neuer inno-
vationspolitischer Ansätze und strate-
gischer Intelligenz zum Erkennen von 
Nischen und deren künftiger Relevanz 
als auch neuer Politikformen im Sinne 
eines Mixes von Reflexion, Partizipation 
und Prioritätensetzung.«

»Unsere Solidarität ausdehnen auf Menschen, 
die noch gar nicht geboren sind«

Veranstaltungsdokumentation
Die Beiträge des Kongresses und des Festakts zum 25-jährigen Bestehen 
der DBU sind in Form einer ausführlichen Dokumentation im Internet nach-
zulesen unter:
www.dbu.de/25Jahre

Außerdem sind Videomitschnitte der Veranstaltung im Youtube-Kanal der 
DBU zu finden unter:
www.youtube.com/watch?v=IiD1G-PgoDk
www.youtube.com/watch?v=892cESQYrFw

Prof. Dr. Hans Joachim Schellnhuber: 
Mit dem Klima passiert etwas höchst 
Dramatisches.
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Dr. Antje von Dewitz, Themenpatin des Workshops, DBU-Ku-
ratoriumsmitglied und Geschäftsführerin des Unternehmens 
VAUDE, hob die Wichtigkeit von Wirtschaftsunternehmen her-
vor, wenn es darum gehe, ob eine nachhaltige Entwicklung 
gelinge oder nicht. Einer der größten Fehler, den ein Unter-
nehmen machen könne, das sich im Sinne der Nachhaltigkeit 

entwickeln möchte, sei das Outsourcen des Nachhaltigkeits-
themas. Zielführender sei es, Nachhaltigkeit in den Unter-
nehmenszielen gleichberechtigt mit den Wirtschaftszielen 
zu verankern und in die Unternehmenskultur einfließen zu 
lassen. »Die Mitarbeiter müssen das leben«, so von Dewitz.

Der Geschäftsführer des Unternehmens Fairphone, Bas van 
Abel, sah die Transformation zu einer nachhaltigen Wirt-
schaft noch allumfassender: »Everything matters – so you 
have to change everything.« Es sei wichtig, die Geschichte 
und das ganze System hinter einem Produkt zu kennen und 
zu verstehen, erklärte van Abel.

Im anschließenden Workshopteil mit offenen Thementischen 
unterhielten sich die Teilnehmenden angeregt und kontro-
vers darüber, was erforderlich ist, damit die Transformation 
zu einer nachhaltigen Entwicklung in Unternehmen gelingt. 
Zwei zentrale Stellschrauben wurden herausgearbeitet: 
Zum einen gehe es darum, die Menschen – und zwar alle, 
seien es Mitarbeiter von Unternehmen, seien es Konsumen-
ten – miteinzubeziehen. Eine weitere Stellschraube sahen 
die Teilnehmenden auf ökonomischer Ebene. »Einpreisung« 
oder – anders ausgedrückt – »wahre« Preise seien eine 
Möglichkeit. So könnten etwa die Kosten, die ein Produkt bei 
Herstellung und Entsorgung in sozialer und ökologischer 
Hinsicht verursache, zum jetzigen Preis addiert werden.

Die Rolle der Wissenschaft im Kontext  
großer gesellschaftlicher Veränderungen

Transformation  
zu einer nachhaltigen Wirtschaft

Prof. Dr. Dr. h. c. Garabed Antranikian, Themenpate des 
Workshops Wissenschaft und Präsident der Technischen 
Universität Hamburg-Harburg, unterstrich die Bedeutung 
interdisziplinärer und transdisziplinärer Forschung. Zugleich 
stellte er aber heraus, dass dies auch aufgrund lang gewach-
sener Strukturen und unterschiedlicher Menschen in den 
Fachgebieten eine große Herausforderung sei, der man mit 
Anreizen entgegentreten könne. Prof. Dr. Uwe Schneidewind, 
Leiter des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie, 
attestierte Universitäten hingegen, weit entfernt zu sein 
von einer Transdisziplinarität, wie sie heute vonnöten wäre. 
Dr. Karl Eugen Huthmacher, Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF), sprach sich dafür aus, die Industrie 
in der Technologieforschung nicht ganz alleine zu lassen. Er 
stelle in der Gesellschaft eine »Gegentransformation« hin 
zu mehr Abschottung und Renationalisierung fest. Wissen-
schaft werde immer gebraucht, die Frage sei, warum es ihr 
an Gestaltungskraft fehle. Prof. Dr. Aletta Bonn, Friedrich-
Schiller-Universität Jena, räumte mit dem Vorurteil auf, dass 
Bürgerinnen und Bürger, die sich in Citizen-Science-Projek-
ten engagieren, meist nur Schmetterlingsfänger seien. Im 
Gegenteil, im Bereich der Astrophysik beispielsweise würden 
neue Galaxien häufig von Bürgerwissenschaftlern entdeckt. 
Dennoch bedürfe es zum Beispiel an Hochschulen auch an 
Trainings und Weiterbildung für Citizen-Science-Programme 
und deren erfolgreiche Umsetzung.

Grundsätzlich einig waren sich die Impulsgebenden darin, 
dass Wissenschaft vermehrt mit Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft zusammengebracht werden müsse. Veränderungs-

prozesse kämen meist nicht über die großen Player  
zustande. Vergleichbar mit Wirtschaftslobbyisten würden 
sich auch »Wissenschaftskartelle« gegen Innovation weh-
ren. Eine Veränderung nur über den Generationswechsel 
zu erreichen, sei zu wenig. Dabei reiche es nicht aus, Wis-
senschaft zu betreiben und die Ergebnisse anschließend 
zu kommunizieren. Die Nutzer müssten von Anfang an mit 
eingeplant und einbezogen werden. Regierungen dürften  
sich nicht von der Wissenschaft abwenden und in den 
Postfaktizismus abdriften. Dazu müssten alle beitragen, 
beispielsweise durch mehr Bildung.

Aufmerksam verfolgen die Zuhörerinnen und Zuhörer die Ausführungen 
der Vortragenden im Workshop Wissenschaft, der von Dr. Darja Markova 
moderiert wurde.

Dr. Antje von Dewitz (rechts): Wirtschaftsunternehmen sind von zentraler 
Bedeutung, wenn es darum geht, ob eine nachhaltige Entwicklung gelingt 
oder nicht. Moderiert wurde der Workshop von Dr. Lars Berger (links).



Robert Hennies, Themenpate des Workshops Bildung und 
Ministerialrat im Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), sprach sich 
dafür aus, kritisch zu bleiben, die Bildung aber mit allzu 
hohen Ansprüchen in Richtung Großer Transformation nicht 
zu überfordern. Es gelte, vor allem (wieder) Freiräume im 
Bildungssystem zu schaffen und zu stärken – Freiräume für 
Zeit, Ideen und Experimente, Freiräume ohne vorgegebenen 
Zweck und Nutzen. Transformation sei und bleibe eine Frage 

von Vielfalt, Freiheit und Teilhabe – Bildung müsse hierfür 
die notwendigen Kompetenzen und Handlungsräume ermög-
lichen. 

Dr. Mandy Singer-Brodowski, FU Berlin, INSTITUT FUTUR, 
vertrat die Ansicht, man brauche kein »Mehr« an Bildung, 
sondern eine Bildung, die in die Tiefe gehe. Eine kritisch-
emanzipatorische Bildung bedeute in diesem Zusammen-
hang: Man müsse auch die Freiheit haben, sich für nicht-
nachhaltige Wege entscheiden zu dürfen – nur das sei 
ehrlich. Die Vizepräsidentin der Universität Kiel, Prof. Dr. 
Ilka Parchmann sagte, man müsse Schülern zeigen, was 
Nachhaltigkeit und Naturwissenschaften mit ihnen selbst 
zu tun hätten. Dr. Frank Corleis, Leiter des SCHUBZ Umwelt-
bildungszentrums der Hansestadt Lüneburg, erläuterte als 
Beispiel für einen »tiefen« Lernprozess die Projekte von 
nachhaltigen Schülerfirmen, die vielfältige Aspekte einer 
Bildung für nachhaltige Entwicklung beinhalteten.

In der nachfolgenden Arbeitsphase hielten die Teilnehmen-
den weitere bildungsrelevante Punkte fest. Genannt wurden 
unter anderem folgende Stichworte: Politik als Rahmenge-
ber, Netzwerkbildung, positive Visionen statt Schreckens-
szenarien, das Erreichen von Multiplikatoren und Entschei-
dungsträgern sowie die Relevanz persönlicher Betroffenheit.

Soziale Innovationen als Schlüssel  
für die große Transformation

Bildung und Kommunikation – 
Heute das Morgen gestalten

Die Themenpatin des Workshops »Soziales«, Dr. Inge Paulini, 
Generalsekretärin des Wissenschaftlichen Beirats der Bun-
desregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU), wies 
darauf hin, dass die Große Transformation keinen Endpunkt 
habe, vielmehr handele es sich um eine ständige Verände-
rung! Das Wichtige an diesem Prozess sei, in die richtige 
Richtung zu gehen. Dabei könnten einige positive Effekte wie 
der technische Fortschritt der erneuerbaren Energien (auch 
vom neugewählten US-Präsidenten) nicht mehr einfach 
zurückgedreht werden. Allerdings, so Paulini, brauchten wir 
eine Debatte darüber, wie wir eigentlich leben wollen? Dabei 
müsse auch Neues auf unsicherem Terrain ausprobiert wer-
den. Jede Änderung biete eine Chance.

Prof. Dr. Jana Rückert-John vom Institut für Sozialinnovation 
in Berlin vertrat die Ansicht, dass alternative Konsumprak-
tiken wie Urban Gardening und Carsharing zu veränderten 
Vorstellungen von Besitz und Eigenverantwortung geführt 
hätten. In Ansätzen deuteten sie einen Kulturwandel und an-
dere Wertvorstellungen an. Bisher handele es sich allerdings 
um Nischenphänomene. Es stelle sich die Frage, wie diese 
in eine gesellschaftliche Verbreiterung kommen könnten. 
Nachhaltiges Handeln finde oft nicht unbedingt aus Gründen 
des Umweltschutzes statt, sondern beispielsweise aus prak-
tischen oder gesundheitlichen Gründen.

Dr. Simone Kimpeler, Leiterin des Competence Centers  
Foresight am Fraunhofer-Institut für System- und 
Innovationsforschung, erläuterte Zukunftsforschung am 
Beispiel von »Foresight«. Es handle sich dabei nicht um ein 

Vorhersagen (kein Forecasting), sondern es werde Wissen 
über Veränderungen zusammengetragen, um eine Voraus-
schau auf die Zukunft zu ermöglichen. Ihr Institut betreibe 
Foresight beispielsweise im Auftrag des Bundesforschungs-
ministeriums, ergänzte Kimpeler.

In der Diskussion wurden noch zahlreiche andere Felder 
identifiziert, die nach Ansicht der Teilnehmenden zum The-
menkomplex »soziale Innovationen« gehören, darunter die 
Frage: Wie fehlerfreundlich sind wir? Auch Fehler seien ein 
Ergebnis. Man könne daraus lernen und eine andere Rich-
tung einschlagen. Immer wieder betont wurde auch, dass es 
an Achtsamkeit unter den Menschen fehle. Daraus entstand 
die Idee eines Achtsamkeitstrainings für unterschiedlichste 
Gruppen.

Den Workshop »soziale Innovationen« 
moderierte Dr. Melanie Müller (2. v. r.).

Gut besucht war auch der Workshop Bildung, 
der von Anne-Katrin Holfelder moderiert wurde.
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DBU trauert um ihren Mitgründer 
Prof. Dr. Hans Tietmeyer 
Im Alter von 85 Jahren ist Prof. Dr. 
Hans Tietmeyer, Mitgründer der 
DBU und zwölfeinhalb Jahre Vor-
sitzender ihres Kuratoriums, am 
27. Dezember 2016 verstorben. 
DBU-Generalsekretär Dr. Heinrich 
Bottermann würdigte Tietmeyer als 

einen Mann, der 
der Deutschen 
Bundesstiftung 
Umwelt als einer 
der größten Um-
weltstiftungen 
Europas Charak-
ter und Richtung 
gegeben habe. Mit 
großer Zielstre-
bigkeit, breiter 
Sachkenntnis 

und hoher persönlicher Integrität 
habe Tietmeyer das Profil der DBU 
entscheidend geformt. Bottermann: 
»Er war geistiger Mitvater, Planer, 
Konstrukteur, Steuermann und Mo-
tor der DBU in einer Person. Seine 
weitsichtigen Entscheidungen bei 
der Erstanlage des Stiftungskapi-
tals haben den Grundstein für eine 
langfristig solide wirtschaftliche 
Basis der Stiftung gelegt.«

Terminvorschau
Jugendkongress Biodiversität 2017
Vom 9. bis zum 11. Juni 2017 findet 
die Konferenz »Jugend I Zukunft I 
Vielfalt – Jugendkongress Biodiversi-
tät 2017« in Osnabrück statt. Bis zum 
28. Februar 2017 können sich junge 
Menschen im Alter von 16 bis 27 Jah-
ren online um einen Platz bewerben:
www.jugend-zukunft-vielfalt.de

Gutes Leben vor Ort
Was macht ein gutes Leben vor 
Ort, in Städten, Gemeinden und 
Landkreisen aus? Welche Heraus-
forderungen gibt es und welche 
Entwicklungen zeichnen sich ab? 
Welche Handlungsmöglichkeiten 
haben Stadt- und Gemeindever-
waltungen, Kommunalpolitik, 
Wirtschaft, Verbände, Initiativen 
und Bürger? Und welche Ver-
antwortung hat die Landes- und 
Bundespolitik?

In den 23 Beiträ-
gen des Buches 
»Gutes Leben vor 
Ort« thematisieren 
Politikerinnen und 
Politiker, Nachhal-
tigkeitsexpertinnen 
und -experten von 

Tietmeyer als damaligem Staats
sekretär im Bundesfinanzminis-
terium und seinem Chef Bundes
finanzminister Dr. Theo Waigel war 
es Ende der 1980er Jahre mit der 
Gründung der DBU vor allem darum 
gegangen, »neues Wissen und 
Erkenntnisse in die Praxis umzu-
setzen und zu einer vorsorgenden 
Umweltpolitik beizutragen«, wie es 
Tietmeyer selbst einmal formuliert 
hatte. Seine erste Kuratoriumssit-
zung hat Tietmeyer am 7. Dezember 
1990 geleitet. Die 54. Sitzung im 
Berliner Savoy-Hotel im Mai 2003 
war seine letzte. »Die DBU ist mit 
seinem Einsatz zu einer der bedeu-
tendsten, angesehensten und wir-
kungsvollsten Umweltstiftungen in 
Deutschland, Europa und weltweit 
geworden. Diese Stiftung setzt hohe 
Maßstäbe für eine offene Auseinan-
dersetzung mit gesellschaftlichen 
und technischen Umweltproble-
men«, hatte es beim Ausscheiden 
Tietmeyers aus seiner Funktion der 
damalige Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer formuliert.

Publikationen

Nr. 1 | 2017

Farbenhersteller ausgezeichnet
DBU-Projektpartner, Firma Osten-
dorf, Farbenhersteller aus Coesfeld, 
wurde vom Wirtschaftsmagazin 
»WirtschaftsWoche« im Dezember 
auf Rang 34 unter die 50 innova-
tivsten deutschen Mittelständler 
gewählt. Bereits im Oktober des 
Vorjahrs hatte sich die Firma 
als »Klimaschutzunternehmen« 
qualifiziert und war dazu durch 
das Bundeswirtschaftsministerium 
in Berlin ausgezeichnet worden. 
Der Farbenhersteller hat wasser
verdünnbare Lacke mit Unter
stützung der DBU bis zur Marktreife 
entwickelt. Diese kombinieren die 
positiven Eigenschaften lösemit-
telhaltiger Alkydharzlacke, wie die 
hervorragende Verarbeitbarkeit 
auf großen Flächen, mit der Kratz-
festigkeit, Vergilbungsfreiheit und 
Umweltfreundlichkeit eines Wasser
lacks.

Kommunen und Bund, Verbands-
vertreterinnen und -vertreter, 
sowie Kommunalberaterinnen und 
-berater und Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler wesentliche 
Aspekte nachhaltiger Entwick-
lung in Kommunen. Ähnlich einem 
Mosaik entsteht aus den Einzelbei-
trägen, in denen sich Analyse und 
Bestandsaufnahme mit Vorschlä-
gen und Impulsen verbinden, ein 
facettenreiches Gesamtbild für die 
Gestaltung eines guten Lebens vor 
Ort.
Reihe »Initiativen zum Umwelt-
schutz«, Band 90, Erich Schmidt 
Verlag, 34,80 Euro,  
ISBN 9783503170784

Neues aus Kuratorium und Geschäftsstelle
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I.

Geburtstag zu feiern ist immer schön, aber am schönsten 
ist es, wenn man sich an die Geburt selbst noch erinnern 
kann. Deshalb bin ich heute sehr gerne hier. Für mich ist das 
25-jährige Bestehen der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 
(DBU) nicht einfach nur ein Jubiläum, sondern auch An­
lass für manch schöne Erinnerung, wie ich 1990 als junger 
Staatssekretär im Finanzministerium diese geniale Idee 
von Theo Waigel und Hans Tietmeyer bei ihrer Realisierung 
begleiten durfte. Seitdem habe ich die Arbeit der DBU mal 
aus der Nähe, mal aus der Distanz verfolgt. Heute gibt es da 
vieles zu feiern und manches zu bestaunen – tausende von 
geförderten Projekten, die Stärkung des Nachhaltigkeits­
bewusstseins und natürlich Europas höchstdotierten Um­
weltpreis. Die DBU steht für eine ökologische Weitsicht, die 
wir heute mehr denn je nötig haben. Dazu gratuliere ich von 
Herzen!

Bei dieser Gelegenheit muss erwähnt werden, dass auch die 
Gründung der DBU selbst das Ergebnis solcher Weitsicht ist. 
Dass Theo Waigel als Finanzminister 1989 dem Kabinett an­
trug, den Privatisierungserlös der Salzgitter AG für die Grün­
dung einer Umweltstiftung zu verwenden, das war damals 
keine Selbstverständlichkeit: Es standen ja weiß Gott andere 
Themen auf der Tagesordnung; und das Ausmaß der ökolo­
gischen Krise unseres Planeten hatten damals erst wenige 
erkannt. Deshalb hast du, lieber Theo, auch eine gute Portion 
politischer Courage bewiesen. Es wäre ja ein Einfaches 
gewesen, irgendein kurzfristiges Haushaltsloch zu stopfen, 
irgendeine zeitweilige Wohltat zu finanzieren. Begehrlichkei­
ten in diese Richtung gab es genug. Du hast weiter gedacht. 

Dein Mut und deine Standfestigkeit haben sich ausgezahlt, 
daran gibt es 25 Jahre später keinen Zweifel. Das ist vor al­
lem auch ein Verdienst der Leitung, also bis 2013 von Ihnen, 
lieber Herr Brickwedde und seitdem von Ihnen, Herr Dr. Bot­
termann, aber auch der Verdienst des Kuratoriums und der 
engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der DBU: ihnen 
allen gebührt unser Dank!

Meine Damen und Herren,

zu einem schönen Jubiläum gehört immer zweierlei, der 
dankbare Blick zurück und der mutige Blick nach vorne. 
Ich wurde gebeten, in meiner Festrede einen Blick in die 
Zukunft zu richten und über die Nachhaltigen Entwicklungs­
ziele der Vereinten Nationen, die sogenannte Agenda 2030, 
und den Pariser Klimavertrag zu sprechen, die beide letztes 
Jahr von allen Staaten der Erde vereinbart wurden. Das ist 
ein großes Thema, weil diese Rahmenvereinbarungen eine 
neue große Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft 
weltweit zum Ziel haben. Und dennoch erschien mir das 
Thema während der Vorbereitung meiner Rede plötzlich fast 
klein. Denn die Schwierigkeiten, auf die wir bei der Umset­
zung einer ökologisch nachhaltigen Politik stoßen, sind nur 
Spiegelungen von sehr viel tiefer liegenden Dilemmata und 
Spannungen, mit denen unsere Gesellschaften, unsere Öko­
nomien und unsere politischen Systeme konfrontiert sind in 
diesem extrem komplexen 21. Jahrhundert. 

Gestatten Sie mir deshalb einen Versuch, in meiner heutigen 
Rede einige dieser Spannungen sichtbar zu machen. Mir geht 
es um die Frage, wie die neue große Transformation möglich 
wird – mit all den Widersprüchen, die unserer Zeit innewoh­
nen. 

II.

Vielleicht fällt es uns so schwer, die Zukunft zu gestalten, 
weil wir unsere Gegenwart so schlecht verstehen. Und wir 
leben ja in einer seltsamen Zeit. Ausgerechnet jetzt, wo 
deutlich wird, dass unsere Probleme erstens komplex und 
zweitens global sind, scheinen jene Kräfte Oberhand zu 
gewinnen, deren Antworten erstens simpel und zweitens na­
tional sind. Aus der Tatsache, dass die großen Krisen unse­
rer Zeit – Pandemien wie Ebola, Finanzkrisen, Klimawandel, 
die Flüchtlingskrise – mit den Mitteln des Nationalstaates 
allein nicht mehr zu bearbeiten sind, müsste ja eigentlich 
der Schluss gezogen werden, dass wir mehr internationale 
Zusammenarbeit brauchen, dass wir globale Lösungen brau­
chen. Stattdessen droht in vielen westlichen Demokratien die 
Diskreditierung globaler Kooperation plötzlich mehrheitsfä­
hig zu werden. Das ist nicht nur paradox, sondern offenbart 
auch ein gehöriges Stück Heuchelei. Denn es war ja gerade 
der Westen, der nach dem Zweiten Weltkrieg das bestehende 

Die große Transformation in Zeiten des Unbehagens

Rede von Bundespräsident a. D. Horst Köhler
zum 25-jährigen Bestehen der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
Berlin, 8. Dezember 2016

Standing ovations für Bundespräsident a. D. 
Horst Köhler nach seiner Festrede
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internationale Kooperations- und Handelssystem aufgebaut 
hat und davon am meisten profitiert hat:

Was Amerika »great« gemacht hat, das waren doch eben 
gerade nicht die Mauern, sondern vielmehr die Weltoffenheit  
einer Nation, deren Präsident mit Autorität rufen konnte 
»tear down this wall«, weil sein Land der Beweis war, dass 
es zum eigenen Vorteil ist, sich nicht einzumauern, sondern 
der Welt die Hand auszustrecken, ob mit Handel oder Pop­
kultur oder einer Green Card.

Und was Deutschland zum europäischen Klassenprimus ge­
macht hat, das war seine Anstrengung, aber eben auch seine 
kluge Positionierung als Ausrüster des Wachstums in Europa 
und der Welt. Einer von vier Jobs in Deutschland ist vom 
Export abhängig; da muss man doch rot werden, wenn man 
jetzt so tut, als würde man nationale Interessen verteidigen, 
indem man die Idee offener Grenzen verflucht!

Wovon die Populisten profitieren, das ist das flaue Gefühl 
im Magen der Menschen in einer sich rasch wandelnden 
Welt. Eine Welt, in der die Politik vieles nicht mehr unter 
Kontrolle zu haben scheint – siehe Ebola, siehe Finanzkrise, 
siehe Flüchtlingskrise. Die Rhetorik des Mauern Bauens zielt 
darauf ab, eine Illusion von Kontrolle herzustellen.

Das Unbehagen vieler Menschen angesichts der Komplexi­
tät der globalen Zusammenhänge, die Angst, dass die sich 
abzeichnenden Veränderungen die eigene materielle Zukunft 
gefährden – das alles ist ernst zu nehmen. Und die Politik 
wird scheitern, wenn sie darauf Antworten gibt, die sich im 
business as usual erschöpfen.

Aber es macht mich zornig zu sehen, wie die Scharlatane 
mit ihren politischen Mogelpackungen dieses Unbehagen 
ausnutzen, wie sie falsche Hoffnung verkaufen und damit die 
Lösung jener Fragen, die die Menschen umtreiben, nur noch 
schwerer machen. Denn echte Alternativen werden ja nicht 
angeboten. Es ist doch zum Beispiel kein Zufall, dass die 
neuen Rechten in der ganzen Welt den menschengemachten 
Klimawandel leugnen, übrigens auch die AfD. Wenn es ein 
Problem gibt, auf das die Lösung eines sich abschottenden 
Nationalstaates ganz offensichtlich nicht passt, wird dieses 
Problem einfach für nichtexistent erklärt. 

Meine Damen und Herren,

ich kann und will heute Abend kein Patentrezept gegen 
den nationalen Populismus anbieten, und es ist auch nicht 
das Thema meiner Rede. Was mich interessiert, das ist die 
Frage, wie Veränderung möglich ist in einer Atmosphäre des 
Unbehagens und der Polarisierung. Drei Schritte erscheinen 
mir wichtig: die Politik muss erstens das Unbehagen selbst 
wahrnehmen und verstehen lernen. Sie muss zuhören, war­
um manche Menschen Angst vor dem Verlust ihrer Autono­
mie, Beteiligung und Würde haben. Mein Bauchgefühl sagt 
mir, dass zum Beispiel die Auseinandersetzungen um die 
Flüchtlingspolitik auch eine Proxy-Diskussion für sehr viel 
tiefer liegende Verlustängste sind. Die Politik muss zweitens 
die komplexen Faktoren, die zu diesem Unbehagen beitra­
gen, transparent machen – weil Angst auch aus Unkenntnis 
erwächst. Und sie muss klarmachen, dass ein Verharren im 
Status quo ein viel größeres Risiko birgt, als die Herausfor­
derungen anzunehmen. Auf dieser Grundlage muss dann 
drittens konkrete Politik gestaltet werden, die sich nicht in 
Symbolhandlungen erschöpft, sondern echte Veränderung 
bringt. 

Wir können die Komplexität der Welt nicht dadurch reduzie­
ren, dass wir sie ignorieren – aber wir können Zusammen­
hänge aufzeigen und wir können Lösungen anbieten, die der 
Komplexität gerecht werden. Ich bin überzeugt: Wenn die 
Politik Ernsthaftigkeit demonstriert in ihren Antworten und 
echte Wirkungen zum Maßstab macht, dann entsteht auch 
wieder Vertrauen in die Lösungsfähigkeit des Staates. Ohne 
dieses Vertrauen wird keine Transformation möglich sein.

Das klingt abstrakt, aber ich werde konkreter, versprochen. 
Lassen Sie mich beginnen mit einer Schilderung dessen, was 
ich als Ausgangslage für die große Transformation verstehe.

III.

Die weltweite Verbrennung fossiler Energieträger hat die 
Treibhausgase in der Atmosphäre auf ein beispielloses 
Niveau getrieben. 15 der 16 heißesten Jahre seit dem Beginn 
der Klimaaufzeichnungen liegen im 21. Jahrhundert. Und 
während wir bei jeder Schneeflocke im November Witze 
darüber machen, dass das mit dem Klimawandel ja so ernst 
nicht sein kann, bedroht die globale Erwärmung schon heute 
diejenigen am meisten, die am wenigsten dazu beigetragen 
haben: seien es die Nomaden der Sahelzone, die Bewohner 
der Pazifikinseln oder die Bauern in den Anden. Wir werden 
die Folgen spätestens dann direkt zu spüren bekommen, 
wenn sich diese Menschen als Klimaflüchtlinge auf den Weg 
machen. Die Vereinten Nationen schätzen ihre Zahl in den 
nächsten 30 Jahren auf bis zu 200 Millionen, sollte das Zwei-
Grad-Ziel nicht erreicht werden.

Aufmerksam verfolgen die Workshopteilnehmer 
einen Impulsvortrag.
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Und während man einen Flüchtling auch wieder zurückschi­
cken kann (fragt sich nur wohin, wenn seine Heimat dann 
unter dem Meeresspiegel liegt), sind die meisten ökologi­
schen Folgen der Erderwärmung irreversibel. Unser Ökosys­
tem ist eben nicht wie die Zimmerpflanze im Wohnzimmer, 
von der man sich einfach eine neue kaufen kann, wenn sie 
eingeht. Wir nähern uns in vielen Bereichen gefährlichen 
Kipp-Punkten, die, einmal überschritten, zu abrupten und 
unumkehrbaren Veränderungen im Erdsystem führen kön­
nen. Sei es das Abschmelzen des Grönlandeises, der Hitze­
kollaps tropischer Korallenriffe oder die Destabilisierung des 
indischen Monsuns – die Folgen für den Menschen wären 
schwer vorhersehbar und kaum zu kontrollieren. Das macht 
die Herausforderung der Bekämpfung des Klimawandels so 
einzigartig: dass sie konkrete zeitliche Anforderungen an 
die Klimapolitik stellt und damit eine ganz neue Qualität von 
Politik erfordert, die sich an Terminen messen lassen muss. 
Mit dem Klima kann man um keinen Aufschub verhandeln. 
Die in der Politik so beliebte Methode des Zeit-Kaufens stößt 
hier an ihre Grenzen. Ich komme später noch einmal darauf 
zurück. 

Es ist aber vor allem noch ein anderer Faktor, der zeigt, dass 
die ökologische Krise eine Politik in neuen Dimensionen 
verlangt: das ist das globale Bevölkerungswachstum und 
die immer noch extreme Armut, in der über eine Milliarde 
Menschen leben. Die Dekarbonisierung des Wirtschaftsmo­
dells der Industriestaaten wäre als Aufgabe ja schon schwer 
genug. Wir müssen aber gleichzeitig massives Wirtschafts­
wachstum in den armen Ländern ermöglichen – dort werden 
Krankenhäuser und Schulen und Straßen und Energienetze 
und Dienstleistungen und Industriebetriebe gebraucht, um 
den Menschen Bildung, Arbeit, Einkommen zu geben, also die 
Perspektive auf ein Leben in Würde. Von welcher materiel­
len Substanz aber soll sich dieses Wachstum nähren, wenn 
wir doch schon jetzt an die ökologischen Grenzen unseres 
Planeten stoßen? 

Ich stelle diese Frage, weil ich mir ehrlich gesagt nicht im­
mer ganz sicher bin, ob wir angesichts der Leichtigkeit, mit 
der uns allen die Nachhaltigkeitsrhetorik mittlerweile von 
den Lippen geht, die gigantische Dimension dieser Heraus­
forderung begriffen haben. Erst wenn wir eine Perspektive 
auf den Globus als Ganzes einnehmen und die Armuts- und 
Umweltfrage gemeinsam betrachten, bekommen wir eine 
Ahnung dessen, was uns bevorsteht. Die größte Heraus­
forderung der Menschheit im 21. Jahrhundert ist es, allen 

Menschen ein Leben in Würde zu ermöglichen, ohne dabei 
unseren Planeten zu zerstören. Das kann und wird nicht mit 
dem jetzigen Wohlstands- und Wachstumsmodell der In­
dustrieländer gelingen. Wenn alle Menschen so produzieren 
und konsumieren würden wie die Europäer und Amerikaner, 
dann bräuchten wir drei oder vier Planeten in Reserve. Die 
haben wir aber nicht. 

Und die Antwort kann auch nicht lauten: dann sollen die 
anderen es halt anders machen. Das wäre dann die Definiti­
on von unmoralisch. Der von mir sehr geschätzte Philosoph 
Vittorio Hösle hat einmal geschrieben: »Da die Universali­
sierbarkeit das Prinzip der modernen Ethik ist, besagt die 
Einsicht, dass unser Lebensstil nicht universalisierbar ist, 
nach den eigenen Maßstäben der Moderne nichts anderes, 
als dass er unmoralisch ist«. Ich musste daran denken, als 
ich vor ein paar Monaten in Sambia auf der Jahrestagung der 
Afrikanischen Entwicklungsbank war. Da habe ich gelernt, 
dass Deutschland als Anteilseigner der Bank die Finanzie­
rung eines neuen Kohlekraftwerks in Südafrika ablehnt. 
Klimapolitisch sicherlich eine nachvollziehbare Entschei­
dung. Aber mir sagten die afrikanischen Präsidenten auch: 
»Dear brother, wir wissen genau, dass ihr in Deutschland 
immer noch an der Kohle hängt. Wegen der Arbeitsplätze. 
Und jetzt wollt ihr uns erzählen, wir müssen darauf verzich­
ten? Wie sollen sich denn ohne eine stabile Energieversor­
gung Industriebetriebe ansiedeln? Braucht unsere Jugend 
denn keine Arbeitsplätze?«, so meine afrikanischen Ge­
sprächspartner. 

Meine Damen und Herren, ich werde mich davor hüten, beim 
Jubiläum der DBU für neue Kohlekraftwerke in Afrika zu 
werben. Denn es gibt ja Alternativen. Aber die Alternativen 
gibt es doch auch bei uns! Und darauf will ich hinaus: Wenn 
wir die extreme Armut beenden wollen, und wenn wir dabei 
den Planeten nicht zerstören wollen, dann ist eine neue 
große Transformation in Wirtschaft und Gesellschaft unver­
meidlich. Und diese Transformation muss zuallererst bei uns  
in den Industrieländern stattfinden. Das ist keine kleine 
Verantwortung. Aber der Vorteil, den wir bisher aus der 
ungleichen und, ja, ungerechten Verteilung der natürlichen 
Ressourcen gezogen haben, der war auch alles andere als  
klein. Und so muss die Transformation jetzt vor allem hier 
bei uns verändern, wie wir Energie produzieren und ver­
brauchen, wie wir uns fortbewegen, wie wir uns ernähren.  
Dieser grundlegende Wandel wird uns einiges abverlangen – 
aber vor allem bietet er uns neue Chancen. 

Wer über die Großaufgabe der Transformation zu Nach­
haltigkeit spricht, muss dies auch im Kontext einer zwei­
ten großen Veränderungswelle tun, nämlich der digitalen 
Revolution, also den gigantischen und rasend schnellen 
Fortschritten in der Robotik und der Kommunikationstechno­
logie. Ich kann aus Zeitgründen heute Abend nicht auf diesen 
Aspekt eingehen, doch es ist wichtig zu erkennen: beide, die 
große Transformation und die digitale Revolution, werden 
dieses Jahrhundert grundlegend prägen. Sie können beide 
voneinander profitieren. Wir müssen uns aber bewusst sein, 
dass ihre Gleichzeitigkeit die Veränderungsbereitschaft von 
Wirtschaft und Gesellschaft auf eine harte Probe stellt. 

Ich werde im zweiten Teil meiner Rede auf einige Schwie­
rigkeiten, Dilemmata und einige mögliche Lösungsbeiträge 
eingehen, die ich für die ökologische Transformation sehe. 
Zunächst aber ein Blick auf etwas, was mich froh stimmt. 

Das polnische Kwartet Smyczkowy Obligato
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IV.

Aus der Welt der internationalen Politik sind wir ja in diesen 
Zeiten fast nur schlechte Nachrichten gewohnt. Da sollten 
wir uns nicht schämen, an den wenigen guten Nachrichten 
unsere Hoffnung zu wärmen wie kalte Finger an einem win­
terlichen Lagerfeuer. Ich will die Metapher jetzt nicht über­
drehen, aber letztes Jahr gab es zwei solcher Hoffnungs­
feuer und wir sollten verdammt nochmal schauen, dass sie 
weiterbrennen. 

Ich spreche von der Agenda 2030 für Nachhaltige Entwick­
lung der Vereinten Nationen und dem Pariser Klimavertrag. 
Das Zustandekommen beider Abkommen ist selbst schon 
ein kleines Wunder: Sie zeigen, dass trotz aller Unterschie­
de – und selbst inmitten von großen internationalen Konflik­
ten – Begegnung und Zusammenarbeit möglich ist. Ich sehe 
die Agenda 2030 und das Paris-Abkommen als strategische 
Antithese zur gegenwärtigen Stimmung des Rückzugs ins 
Nationale, der Spaltungen und des Verfalls. Ich sehe beide 
auch als Zeichen, dass die Vereinten Nationen nicht irrele­
vant geworden sind, sondern dass wir sie mehr brauchen 
denn je. Mir macht das Hoffnung. 

Vor allem macht mir aber auch Hoffnung, dass die Nach­
haltigen Entwicklungsziele und Paris in ihrem Inhalt einen 
wertvollen Konsens beschreiben – eine Übereinkunft der 
Staatengemeinschaft, dass wir die erste Generation sein 
wollen, die die extreme Armut beendet, und die letzte Gene­
ration, die vom Klimawandel bedroht ist. Die Agenda 2030 
und ihre Ziele versuchen sich an ebenjener Quadratur des 
Kreises, die ich beschrieben habe, nämlich die ökonomische, 
ökologische und soziale Dimension von Entwicklung gemein­
sam zu betrachten. Und im Gegensatz zu den vorhergehen­
den Millenniums-Entwicklungszielen sind die Nachhaltigen 
Entwicklungsziele, die SDGs, eben kein Reformprogramm 
für Entwicklungsländer, sondern eine Transformationsagen­
da für alle Staaten. All das finde ich ehrgeizig, und es war 
überfällig. 

Ich gebe gerne zu: Natürlich bekomme ich bei den 17 Zielen 
und 169 Unterzielen auch Kopfschmerzen. Und natürlich 
sind gerade die SDGs juristisch gesehen nicht viel mehr als 
eine Absichtserklärung. Und ja, wenn man sich den Zielka­
talog mal genauer anschaut, dann findet man auch dort so 
manchen Zielkonflikt und einen wenig reflektierten Wachs­
tumsbegriff. Aber: Die Agenda 2030 und das Pariser Klima­
abkommen geben doch gemeinsam einen Rahmen für die 
große Transformation vor. Sie sind kein globaler Masterplan, 
aber ein Kompass. Und dass man sich auf diesen Kompass 
einigen konnte, das sollten wir in seiner Signalwirkung nicht 
unterschätzen – jetzt kann keiner mehr behaupten, er wisse 
nicht, in welche Richtung die Reise gehen soll. 

V.

Meine Damen und Herren,

auch Deutschland hat die Agenda 2030 und den Pariser 
Klimavertrag unterschrieben und ordnet damit die eigene 
Politik in diesen ehrgeizigen internationalen Referenzrah­
men ein. Wenn ich in der Welt unterwegs bin, dann höre ich 
oft viel Respekt für die deutsche Nachhaltigkeitspolitik. Das 
Flaggschiff Energiewende wird im Ausland oft mit Bewun­
derung verfolgt (wenn es auch nicht selten eine skeptische 
Bewunderung ist). Und es blieb auch nicht unbemerkt, dass 
Deutschland im Juli beim High Level Political Forum, das 

die Umsetzung der Agenda 2030 beobachten soll, zu den 
Pilotländern gehörte, die erstmals über ihren Umsetzungs­
stand berichteten. Bei der Klimakonferenz in Marrakesch vor 
zwei Wochen war Deutschland eines von nur vier Ländern, 
die überhaupt einen halbwegs konkreten Zeitplan hinterlegt 
haben, wie die Klimaziele bis zum Jahr 2050 erreicht werden 
sollen. Das will ich nicht kleinreden. Ich will auch nicht klein­
reden, dass das Bundeskabinett in Kürze eine komplett über­
arbeitete Nachhaltigkeitsstrategie verabschieden wird, die 
sich zu allen 17 SDGs positioniert und mit 50 Indikatoren die 
Fortschritte messen will. Das ist mehr als wir bisher hatten. 

Aber ist es auch genug? Und reicht es uns, im internationa­
len Vergleich ganz gut dazustehen?

Bevor Sie jetzt sagen, »dem Köhler kann man es aber auch 
nie recht machen«: es geht nicht darum, die Transformation 
in Deutschland an meinen, Köhlers, Ansprüchen und Erwar­
tungen zu messen. Es geht darum, die Transformation an 
den Maßstäben zu messen, welche die Realität des Klima­
wandels selbst uns stellt. Und da darf man sich schon fra­
gen: Ist das notwendige Ausmaß und das notwendige Tempo 
des Wandels schon erkannt?

Ich möchte Ihnen zwei Beispiele nennen, die mich in letzter 
Zeit nachdenklich gemacht haben. 

Das erste Beispiel ist unser Klimaschutzplan selbst. Für den 
interessierten Zeitungsleser war der Entstehungsprozess 
eher schmerzhaft zu beobachten, wie da ein beachtlicher 
Ehrgeiz der Umweltministerin in den Mühlen der Ressort­
abstimmung so geschliffen wurde, bis am Ende nur noch ein 
Plan übrigblieb, der nicht mehr ehrgeizig, sondern nur noch 
geizig ist – geizig an politischem Mut und echter Innovati­
onskraft. Der Plan listet auf, in welcher Branche bis wann 
wieviel CO

2
-Einsparungen erreicht werden müssen – aber 

er hält sich bei der Benennung des dafür notwendigen 
Wandlungsbedarfes zurück. Es wissen ja alle, dass die Ziele 
nicht zu erreichen sind ohne den Abschied vom Verbren­
nungsmotor, ohne den Kohleausstieg, ohne eine Reduktion 
des Fleischkonsums, ohne eine ökologische Steuerreform. 
Es wissen ja alle, dass bestimmte Transformationsaufga­
ben nicht mit inkrementellen Verbesserungen, sondern nur 
mit einem klaren Richtungswechsel zu schaffen sind. Und 
dennoch druckst man herum anstatt sich ehrlich zu machen, 
dennoch wird aufgeschoben anstatt angepackt. Was läuft da 
schief? Warum fällt es der Politik so schwer, das Wissen in 
Handeln zu übersetzen? 

Viel Diskussionsstoff gab es in den zahlreichen Workshops.
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Ein zweites Beispiel ist die deutsche Automobilindustrie. Die 
ist ja derzeit ein wenig zerknirscht ob des Abgasskandals 
und der schleichenden Erkenntnis, dass man etwa in der 
Elektromobilität den Innovationswettbewerb verschlafen 
hat. Die Frage stellt sich: Warum schlich und schlurfte diese 
Erkenntnis so sehr, anstatt zu galoppieren? 

Es gab Zeiten, da hat man als Bundespräsident böse Briefe 
von Lobbyisten bekommen, wenn man öffentlich kritische 
Fragen zur Zukunft der deutschen Automobilbranche gestellt 
hat. Dabei musste seit mindestens einem Jahrzehnt z. B. 
für jeden Chinareisenden klar werden, dass die muntere 
Verkaufsparty dicker Autos auf dem gigantischen chinesi­
schen Markt, welche die Euphorie der Autohersteller über 
das eigene Produkt so antrieb, irgendwann ihr Ende finden 
würde. Mit jedem Chinesen mehr, der auf offener Straße eine 
Schutzmaske trug, wurde die Problematik des Modells Ver­
brennungsmotor deutlicher. Als ich 2007 auf Staatsbesuch in 
China war, da nahm mich nach einem Termin an der Tongji-
Universität der Uni-Präsident auf die Seite und flüsterte mir 
zu, er wolle mir etwas zeigen. Er führte mich auf einen klei­
nen Hinterhof, auf dem ein VW Jetta stand. Der VW war voll­
gepackt mit Batterien. Ich stand vor einem Experiment, das 
den chinesischen Traum von abgasfreier Mobilität befeuerte. 
Der Uni-Präsident trat übrigens noch im selben Jahr seinen 
Dienst als Forschungsminister an und ist es bis heute. 

Während die Chinesen an Innovationen tüftelten und deut­
liche staatliche Vorgaben für den Ausstieg aus dem Ver­
brennungsmotor vorbereiteten, bastelten einige deutsche 
Autobauer an innovativen Manipulationssoftwares und 
setzten sich mit aller Kraft dafür ein, die staatlichen Umwelt-
Vorgaben zu verwässern, zuletzt mit Erfolg 2013 in Brüssel, 
wo bei der Festlegung der CO

2
-Grenzwerte für PKW noch ein 

bisschen mehr Zeit und ein paar Gramm CO
2
 mehr herausge­

schunden wurden.

Auch hier wieder die Frage: Was läuft da schief? Warum fällt 
es so schwer, Wissen in Handeln zu übersetzen? 

Ich möchte zwei Spannungsfelder schildern, die uns viel­
leicht der Antwort auf diese Fragen näherbringen. 

VI.

Meine Damen und Herren,

die menschliche Existenz ist voller Widersprüche: wir Men­
schen können lieben und hassen zugleich, wir Menschen 

wissen oft, was richtig wäre und tun doch das Falsche. In der 
Politik spiegeln sich diese Grundbedingungen des Mensch­
seins wider, denn sie ist ja nichts anderes als die Kollektivie­
rung all der widersprüchlichen Bedürfnisse und Hoffnungen 
und Ängste, die jeder von uns in sich trägt. Demokratische 
Politik ist der Versuch, die abermillionen Interessen, die es in 
einer Gesellschaft gibt, unter einen Hut zu bringen. Politik ist 
Interessensausgleich. 

Was nun die Transformation aber so schwierig macht, das 
ist die Tatsache, dass wir diesen Interessensausgleich 
nicht mehr nur mit Blick auf unser eigenes Land organisie­
ren müssen, sondern dass wir die räumliche und auch die 
zeitliche Perspektive ausdehnen müssen. Politik im interde­
pendenten 21. Jahrhundert heißt, die künftigen Generationen 
ebenso zu berücksichtigen wie die anderen Erdteile. Anders 
ausgedrückt: Unsere Demokratie hat Begrenzungen in Raum 
und Zeit, aber die Lösungen, welche die Demokratie produ­
zieren soll, müssen genau diese Grenzen transzendieren. 
Das ist der Kern des Dilemmas, das echte transformative 
Politik so herausfordernd macht.

Das wird besonders deutlich im Verhältnis zwischen der 
Kurzfristigkeit und Langfristigkeit unserer Entscheidungen. 
Unser demokratisches System ist klaren Zeithorizonten 
unterworfen: Alle vier Jahre gibt es eine Bundestagswahl, 
die ein Parlament und eine Regierung auf Zeit legitimiert. 
Dass jeder Abgeordnete seine Entscheidungen so trifft, dass 
er möglichst bei der nächsten Wahl wieder das Vertrauen 
der Wähler erhält, das ist nichts Verwerfliches, sondern die 
Legitimationsgrundlage des Systems. Wir legitimieren damit 
aber die Politik zu einem Zeitpunkt, zu der ihre langfristigen 
Auswirkungen noch gar nicht zum Tragen gekommen sind, 
weder im Guten noch im Schlechten. Deshalb verführt unser 
System dazu, die bequemen kurzfristigen Lösungen den 
unbequemen langfristigen Lösungen vorzuziehen. Das macht 
zum Beispiel den Kohleausstieg so schwierig. Und so muss 
jede Generation mit den Folgen der Politik der Vorgänger­
generation leben, obwohl sie daran nicht beteiligt war. 

Dieses Dilemma lässt sich nicht einfach auflösen. Wir können 
nicht die demokratische Mehrheit der Gegenwart im Namen 
der Zukunft übertrumpfen – das wäre dann die Ökodiktatur. 
Aber wir brauchen ein neues Bewusstsein für die langfris­
tigen Folgen von Politik, die im Anthropozän eben teilweise 
irreversibel sind. Hans Jonas hat das schon 1979 mit seinem 
»Prinzip Verantwortung« auf den Punkt gebracht: »Handle 
so, dass die Wirkungen deiner Handlung verträglich sind mit 
der Permanenz echten menschlichen Lebens auf Erden«.

Nach dem Festakt konnten sich die Gäste  
beim »Get-together« mit »Flying Buffet« stärken.
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Wenn ich darüber nachdenke, wie wir dieses Prinzip in unse­
rer Demokratie noch systematischer stärken können, wie wir 
die politische Ökonomie zugunsten der Transformation ver­
ändern können, dann fällt mir vor allem die junge Generation 
ein. Ich glaube, wir sollten Fragen von Nachhaltigkeit, aber 
auch von politischer Beteiligung noch viel stärkere Aufmerk­
samkeit in den Bildungsprozessen widmen. Und ich finde, 
dass unserem Land ein allgemeines Wahlalter ab 16 Jahren 
guttun würde. Wer rauchen darf, soll auch wählen dürfen – 
wem wir erlauben, langfristig seinen eigenen Körper zu 
schädigen, dem sollten wir auch zutrauen, über die Zukunft 
unserer Gesellschaft mitzuentscheiden. 

Eine vorausschauende, weitsichtige Politik ist nicht nur eine 
moralische Frage, sondern auch eine ökonomische. Das 
überlange Festhalten an der Kohle hat uns politisch und 
finanziell schon gigantische Kosten verursacht. Im Automo­
bilsektor könnten solche Lernkosten noch einmal größer 
ausfallen: je länger man sich vor bestimmten Anpassungs­
prozessen drückt, desto härter und teurer wird die Anpas­
sung, wenn sie dann irgendwann unausweichlich ist. Das ist 
auch der Grund, weshalb ich das beliebte Argumentieren 
mit Arbeitsplätzen, das etwa bei den Brüsseler Interventi­
onen vorgeschoben wurde, für so unredlich halte. Ja, rund 
800 000 Jobs hängen derzeit in Deutschland direkt an der 
Autoproduktion. Und ja, jeder dauerhafte Verlust eines sol­
chen Arbeitsplatzes ist schmerzhaft, für den Einzelnen und 
die Gesellschaft. Aber das kann doch keine Ausrede dafür 
sein, den notwendigen Strukturwandel immer wieder hin­
auszuschieben – im Gegenteil, das beschreibt doch gerade 
die Verantwortung, Jobs durch frühzeitige Innovationen zu 
sichern und nicht dadurch zu gefährden, dass man die Augen 
vor der unbequemen Realität verschließt! Und die Realität 
heißt, dass die Dekarbonisierung der Wirtschaft kommen 
wird. Jetzt scheint in der Autobranche endlich ein Umdenken 
einzusetzen: Dass sich die deutschen Autobauer etwa jüngst 
dazu entschlossen hat, europaweit für die nötige Ladeinfra­
struktur für Elektroautos zu sorgen, kann man als positives 
Zeichen deuten: Der Kampf um die Jobs und Gewinne von 
heute darf den Kampf um die Jobs und Gewinne von morgen 
nicht lähmen.

Die Schwierigkeit, kurzfristige Gewinne mit der langfristigen 
Sicherung der Geschäftsgrundlage in Einklang zu bringen, ist 
Grundkonstante jedes verantwortungsvoll geführten Unter­
nehmens in einer Marktwirtschaft. Diese Spannung wird es 
weiterhin geben. Aber ich glaube auch, dass wir zu einem 
neuen Verhältnis zwischen Markt und Staat kommen müs­
sen. Dieses Verhältnis ist das zweite Spannungsfeld, über 
das ich sprechen möchte. 

Markt und Staat, das ist ja bei uns in Deutschland ein recht 
ideologisch aufgeladenes Thema, voller Zerr- und Ideal­
bilder. Für die einen richtet der Markt alles, für die anderen 
geht ohne staatliche Lenkung gar nichts. Die einen wittern in 
jedem staatlichen Eingriff gleich die Ökodiktatur, die anderen 
unterstellen jedem Privatunternehmen gleich, es schädige 
mit seinen Profitinteressen der Gemeinschaft. Dabei lenken 
diese ritualisierten Gegenüberstellungen nur ab – natürlich 
brauchen wir Markt und Staat, damit die Transformation 
gelingt. Der Markt schafft Innovationen im Wettbewerb der 
Ideen und auch mit kreativer Zerstörung. (Wenn man die 
Liste der Preisträger des Umweltpreises der DBU durchgeht, 
findet man übrigens viele gute Beispiele für dieses Potential 
des Marktes, ökologische Innovationen hervorzubringen). 
Aber der Markt richtet eben nicht alles von alleine zum 
Guten. Die »unsichtbare Hand« kann nur unter bestimmten 

Bedingungen funktionieren, denen der Staat Geltung ver­
schaffen muss. Zu diesen Bedingungen gehören der freie 
Wettbewerb und Preise, die die Wahrheit sagen, also die 
tatsächlichen Kosten eines Produktes widerspiegeln. Und 
an dieser Stelle lügt sich der freie Markt derzeit ganz schön 
in die eigene Tasche. Denn wir leben ja in einer globalen 
Externalisierungsökonomie, die die wahren sozialen und 
ökologischen Kosten von Produktion auf andere Erdteile und 
zukünftige Generationen auslagert. Mit freiem Wettbewerb 
hat das wenig zu tun, weil jene, die aus Eigenverantwortung 
versuchen, die echten Kosten einzupreisen, im Wettbewerb 
viel schwerer mithalten können und quasi auf nachhaltig­
keitsbewusste Konsumenten angewiesen sind. 

Deshalb ist die globale Erwärmung das größte Marktversa­
gen in der Geschichte der Menschheit. Weil der Ausstoß von 
Kohlendioxyd noch immer weitgehend gratis ist, geht die 
CO

2
-Party in absoluten Zahlen unvermindert weiter, schließ­

lich werden die Folgekosten des Klimawandels von der 
Allgemeinheit übernommen. Da würde sich der geistige Vater 
der Marktwirtschaft, Adam Smith, im Grabe umdrehen. 

Wir brauchen deshalb jetzt endlich einen wirksamen Preis 
auf CO

2
, und zwar entweder durch eine Steuer oder einen 

Emissionshandel, der funktioniert. Erst dann würden die­
jenigen Unternehmer belohnt, die sich langfristig auf eine 
dekarbonisierte Wirtschaft einstellen. Ein echter, weltweiter 
CO

2
-Preis würde ein globales Wettrennen auslösen in den 

Laboren und Denkfabriken der Unternehmen und Universitä­
ten, um die besten Lösungen für eine klimaneutrale Ökono­
mie zu entwickeln.

Veranstaltungsort Radialsystem V – direkt an der Spree gelegen

7 



Und ein solches langfristiges Preissignal kann nur der Staat 
setzen. In der Spannung zwischen unternehmerischer Frei­
heit und staatlicher Regulierung wird immer ein Ringen um 
die richtige Balance nötig sein. Aber unter den Bedingungen 
der Transformation sollte der Staat seinen Minderwertig­
keitskomplex gegenüber dem Markt ablegen – das sage 
ich als in der Wolle gefärbter Marktwirtschaftler. Kluge und 
klare Ordnungspolitik blockiert Innovationen nicht, sondern 
ermöglicht sie überhaupt erst. Dazu muss Ordnungspolitik 
die Richtung und den Rahmen setzen, für Wettbewerb und 
Kostenwahrheit sorgen und damit langfristige Signale an 
die Wirtschaft senden. In die konkrete Ausgestaltung der 
technischen Lösungen sollte sich der Staat dann nicht mehr 
einmischen. In diesem Spannungsfeld zwischen ordnungs­
politischer Stabilität einerseits und Wandel durch unter­
nehmerische Freiheit andererseits kann der Suchprozess 
Transformation gelingen.

VII.

Meine Damen und Herren, 

es gibt keine Veränderungen ohne Widersprüche, ohne Kon­
flikte. Aber ich bin fest davon überzeugt – wenn diese Kon­
flikte auf den Tisch gebracht werden, kenntlich gemacht wer­
den, die Komplexität nicht verschwiegen wird, dann verliert 
Politik nicht an Glaubwürdigkeit, sondern gewinnt sie. So 
könnte uns die Transformation auch wieder neues Vertrauen 
lehren – Vertrauen in die Lösungsfähigkeit unseres Staates 
und die Zukunftsfähigkeit unserer sozialen Marktwirtschaft.

Ich glaube fest daran, dass nicht Planwirtschaft und Auto­
ritarismus, sondern Marktwirtschaft und Demokratie die 
besseren Systeme für die Umsetzung der Transformation 
sind: weil sie die nötige Kreativität freisetzen, weil sie auch 
einen Lernprozess als trial and error zulassen, weil sie der 
Tatsache Rechnung tragen können, dass es keinen Master­
plan gibt für die Transformation, sondern unzählige dezent­
rale Transformationen, die von unten wachsen müssen und 
sich in der langen Frist zu einem Gesamtbild fügen.

Und ich glaube fest daran, dass demokratische Politik mehr 
ist als die Summe aller Einzelinteressen. Was jeden von 
uns als Individuum überfordern würde, das muss und kann 
Politik erreichen, nämlich im Dickicht der Widersprüche und 
Dilemmata einen Weg zu bahnen in eine Welt, die allen Men­
schen ein Leben in Würde ermöglicht, ohne die Zukunft des 
Planeten aufs Spiel zu setzen. 

Dieser Weg wird neue Gewinner und neue Verlierer produ­
zieren, das ist das Wesen jeder echten Veränderung. Aber 
wir haben es in der Hand, wie wir damit umgehen – und ja, 
angesichts des technologischen Wandels und der Automa­
tisierung vorhersehbarer Arbeit werden wir auch ganz neu 
über Verteilungspolitik nachdenken müssen und darüber, 
ob Lohnarbeit die einzige Möglichkeit bleiben kann, Men­
schen an der Gesellschaft zu beteiligen. Das ist nur eine der 
vielen ungelösten Fragen, mit denen uns die Transformation 
konfrontiert. Aber es ist, wie alle anderen auch, eine grund­
sätzlich lösbare Frage. Ihre Lösung erfordert nicht zuletzt 
auch politischen Mut. Und in ihrer Lösung liegen ungeahnte 
Chancen für ein neues Miteinander. 

Das ist mein letzter Punkt für heute: Ich glaube, wir dürfen 
die große Transformation nicht als Gruselgeschichte er­
zählen, sondern als Hoffnungsgeschichte. Bei allem Unbe­
hagen über diese neue Welt sind in unseren Gesellschaften 
ja auch Neugier und ein enormer Hunger auf Veränderung 
zu spüren. Viele Menschen merken und wissen, dass es 
so wie bisher irgendwie nicht weitergehen kann. Dass die 
ungelösten Widersprüche unserer Wirtschaftsweise das 
System an seine Grenzen bringen. Die große Transformation 
kann Hoffnung und Richtung geben in einer orientierungs­
losen Zeit: Es ist möglich, so lautet die Geschichte, unseren 
Wohlstand zu erhalten, unseren Gesellschaften neuen Sinn 
einzuhauchen, wenn wir den Wandel selbst gestalten und 
ihm nicht ausweichen. Es ist möglich, in Würde so zu leben, 
dass mein Lebensstil auch Menschen in anderen Erdteilen 
und auch meinen Enkelkindern ein Leben in Würde erlaubt. 
Alle Menschen tragen die Sehnsucht nach einer friedlichen 
Welt in sich. Und alle Menschen brauchen saubere Luft zum 
Atmen. Damit ist das Grundprinzip der großen Transforma­
tion, nämlich der Respekt vor der Interdependenz und Per­
manenz menschlichen Lebens auf diesem Planeten, schon 
in unserem Menschsein angelegt. Nie war es wichtiger als 
heute, daran zu erinnern.

Und deshalb sage ich heute Abend gerade an diejenigen hier 
gerichtet, die seit Jahren und Jahrzehnten für globale Zu­
sammenarbeit und den Schutz der Umwelt kämpfen: Lassen 
Sie sich jetzt nicht kirre machen, lassen Sie sich die Rele­
vanz Ihrer Aufgabe nicht kleinreden, sagen Sie mit Mut und 
auch mit Stolz, dass Sie nicht trotz, sondern gerade wegen 
all der Krisen an dieser Transformation arbeiten. Denn die 
große Transformation ist ja nicht die Ursache, sondern die 
Antwort auf das Unbehagen vieler Menschen. 

Wagen Sie es aber auch, sich dort in Frage zu stellen, wo 
es zu gemütlich geworden ist, gehen Sie raus aus den Silos 
Ihrer Fachlichkeiten und Communities, gehen Sie auf jene zu, 
die eine andere Perspektive auf die Welt haben, reden Sie 
auch mit jenen, die mit Ihnen nichts anfangen können, und 
mit jenen, die Angst vor Veränderungen haben. 

Hören Sie ihnen zu. Und dann: Erzählen Sie ihnen eine Hoff­
nungsgeschichte.

Impressum 
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Wir danken dem Büro von Bundespräsident a. D. Prof. Dr. Horst Köhler 
für die Bereitstellung des Redemanuskripts.

Dr. Heinrich Bottermann, Rita Schwarzelühr-Sutter, 
Prof. Dr. Horst Köhler (v. l.) 

8 


	www.dbu.de

	Fensterbreite

	Auswählen und zoomen

	Kommentieren und markieren

	Zoom

	Einzelseite

	Doppelseite

	Newsletter "DBU aktuell" Ausgabe Nr. 1/2017

	Bundespräsident a. D. Köhler attestiert DBU zur 25-Jahrfeier »ökologische Weitsicht«  und fordert von Politik undGesellschaft mehr Mut
	25 Jahre DBU: Einzigartige Kultur nachhaltiger Projektförderung zur Entlastung der Umwelt
	»Unsere Solidarität ausdehnen auf Menschen, die noch gar nicht geboren sind«

	Transformation zu einer nachhaltigen Wirtschaft
	Die Rolle der Wissenschaft im Kontext großer gesellschaftlicher Veränderungen
	Bildung und Kommunikation – Heute das Morgen gestalten
	Neues aus Kuratorium und Geschäftsstelle
	DBU trauert um ihren Mitgründer Prof. Dr. Hans Tietmeyer 
	Farbenhersteller ausgezeichnet

	Terminvorschau
	Jugendkongress Biodiversität 2017


	Publikationen
	Gutes Leben vor Ort

	Impressum 

	Rede des Bundespräsidenten a. D. Prof. Dr. 
Horst Köhler



